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Rückkehr von Bibliotheksbeständen der 
Biologischen Reichsanstalt aus Georgien 
Die Bibliothek der Biologischen Reichsanstalt in Berlin-Dahlem 
mit den seit Gründung der Anstalt 1898 gesammelten Beständen, 
die den Krieg ohne Verlust überstanden hatte, war im Jahre 1945 
Reparationsmaßnahmen zum Opfer gefallen und in die Sowjet-
union verbracht worden. 
Über den Verbleib der Bibliothek war seitdem nichts bekannt-
geworden. Nachforschungen durch die mit sowjetischen For-
schungsinstituten zusammenarbeitenden Bibliotheken und Insti-
tuten in der DDR erfolgten nicht, da der Bibliotheksverlust dort 
fälschlich als „Bombenschaden" erklärt wurde. 
Innerhalb der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft (BBA) wurde von einem Totalverlust der damals 
ca. 30000 bis 40000 Bände umfassenden Bibliothek ausge-
gangen. Neue Hoffnungen auf einen Erhalt der Bibliothek wur-
den wach, als im Zusammenhang mit den politischen Verände-
rungen in der Sowjetunion riesige Bücherlager aus deutschem 
Reparationsgut in nicht mehr genutzten Kirchen in der Sowjet-
union bekannt wurden und wenig später auch deutsche Biblio-
thekare in Bibliotheken der GUS deutsches Bibliotheksgut er-
mitteln konnten. 
Abb. 1. Erste Sichtung der Literatur in der BBA. 
Für die Bibliothek der BBA und ihre Vorgängerorganisationen 
wurde deshalb bei der Dokumentationsstelle zur Rückführung 
kriegsbedingt verlagerten Kulturgutes des Bundesministeriums 
des Inneren der Verlust der BEA-Bibliothek angemeldet, wobei 
z.B. die möglicherweise verwendeten Bibliotheksstempel und 
Signaturen in dem verlorengegangenen Material vorgelegt 
wurden. 
Die Bibliothek der BBA gehörte damit zum Kreis der „Gläu-
biger-Bibliotheken", die sich in zahlreichen Sitzungen mit dem 
Fortgang der sowohl auf Experten- als auch auf Regierungsebene 
sich anbahnenden Verhandlungen über die Rückführung deut-
schen Kulturgutes informierten. Auch wenn sich unter den bisher 
ermittelten Beständen des kriegsbedingt in die Sowjetunion ver-
lagerten Kulturgutes Hinweise auf die Bibliothek der Biologi-
schen Reichsanstalt zunächst nicht ergaben, blieb die Hoffnung 
auf ein Wiederauffinden durchaus bestehen, da einerseits die 
deutschen Experten zunächst auf der Suche nach besonders wert-
vollem Bibliotheksgut, wie Inkunabeln, Handschriften etc. wa-
ren (und hierbei durchaus fündig wurden: Gutenberg-Bibel!) und 
anderseits sich bald herausstellte, daß die bekanntgewordenen 
verlagerten Bestände sozusagen nur die Spitze des Eisbergs dar-
stellten. 
Um so größer ist die Enttäuschung im deutschen Bibliotheks-
wesen, daß Russland nach wie vor nicht bereit ist, die hinsicht-
lich einer Rückgabe von Kulturgut mit der Bundesrepublik 
Deutschland geschlossenen Verträge zu erfüllen. 
Eine bemerkenswerte und erfreuliche Ausnahme machte 
jedoch die Republik Georgien, die im Herbst 1996 ca. 70000 
Bände, die im Rahmen von Reparationsmaßnahmen aus deut-
schen Bibliotheken, nach Tbilissi in die damalige Georgische 
(Grusinische) Sowjetrepublik gelangt waren, an die Bundes-
republik Deutschland zurückgab. 
Bei Sichtung dieser Bestände, unter Verantwortung der Staats-
bibliothek Preußischer Kulturbesitz in Berlin, sind nun über-
raschend Bücher und Zeitschriften aus der Bibliothek der Bio-
logischen Reichsanstalt bzw. der Kaiserlichen Biologischen 
Anstalt aufgefunden worden. 
Am 9. März 1998 konnten im Zwischenlager der Bestände im 
Berliner Westhafen 192 Bände entgegengenommen werden, die 
sich durch Besitzstempel als Eigentum der Biologischen Reichs-
anstalt bzw. Kaiserlichen Biologischen Anstalt und damit der 
BBA erwiesen hatten. 
Die Bestände werden nun gesichtet und katalogisiert. Soweit 
vorab ersichtlich, handelt es sich überwiegend um Zeitschriften-
bände sowie um Teile von Sammelwerken. Die Unvollständig-
keit der Serien und Reihen hängt mit der völlig unsystematischen 
Verteilung des Reparationsgutes in der ehemaligen Sowjetunion 
zusammen. Nicht zuletzt deshalb waren die Bestände in Geor-
gien überwiegend weder benutzt noch in die dortigen Bibliothe-
ken eingearbeitet worden. Ihr äußerer Zustand spiegelt diese 
Situation wider (siehe dazu 0. HAMANN, D. LüLFING, A. MÄLCK 
,,Glückliches Ende einer Odyssee", Zeitschrift für Bibliotheks-
wesen und Bibliographie, 44, 1997, S. 599-616). 
Der Dank der BBA für ein unerwartetes Geburtstagsgeschenk 
anläßlich ihres IOOjährigen Bestehens im Jahre 1998 schließt 
sich dem Dank zahlreicher deutscher Bibliotheken an die Repu-
blik Georgien an. 
Die BBA gibt die Hoffnung nicht auf, weitere Teile ihrer alten 
Bibliotheksbestände, die offensichtlich über zahlreiche Biblio-
theken der ehemaligen Sowjetunion verstreut sind, zurück-
zuerhalten. W. LAUX (Berlin-Dahlem) 
Reisebericht über das 5. Europäische 
Fusarium-Seminar in Szeged, 
Ungarn 
Vom 1. bis 6. September 1997 fand in Szeged (Ungarn) das 5. Eu-
ropäische Fusarium-Seminar statt. Dieses Seminar wird regel-
mäßig alle zwei bis drei Jahre in unterschiedlichen Ländern Eu-
ropas durchgeführt. Das Seminar hat eine große Attraktivität, 
was sich rein quantitativ in mehr als 200 Teilnehmern aus der 
ganzen Welt widerspiegelt. Aber nicht nur die Quantität war be-
eindruckend, sondern vor allem die Qualität und Aktualität der 
Beiträge. Das Programm versprach eine abwechslungsreiche und 
informative Veranstaltung mit 3 Schwerpunkten: Taxonomie 
und Vorkommen der Fusarien; Vorkommen, Verbreitung, Bio-
chemie und Toxikologie von Mykotoxinen; Resistenzzüchtung 
und Fungizideinsatz. Unterteilt wurde die Veranstaltung in 6 
„Sessions" mit Plenarvorträgen, Kurzvorträgen und einer großen 
Anzahl an Postern. 
Im V01feld des Seminars fand am 29. 08. 1997 ein Satellit-
Workshop über „Molecular and Biochemical Characterization of 
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Toxigenic Fungi" statt. Hier standen Aspekte der molekularbio-
logischen Charakterisierung von Fusarien, Penicillien und 
Aspergillen im Vordergrund. Es wurde aber auch über Phoma, 
Petrmnyces, Glioclaclium, Nectria und Trichoclerma berichtet. 
Durchgängig wichtige Themen, die in allen Sektionen behan-
delt wurden, waren die Taxonomie und das Vorkommen von 
Fusarium-Arten. Zwei einführende Vorträge beschäftigten sich 
mit den Themen „A species concept for Fusarium: the integration 
of information" und „Further advances in the taxonomy of Fusa-
rium". Der erste wurde von C. M. L!DDELL, Professor für Pflan-
zenkrankheiten in New Mexico, und der zweite von H. I. 
NIRENBERG, Wissenschaftlerin am Institut für Mikrobiologie der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, ge-
halten. LIDDELL sprach über die Notwendigkeit einer breitge-
streuten Probennahme von lsolaten als Basis für Neubeschrei-
bungen, die Einbeziehung möglichst vielerunterschiedlicher Da-
ten, die die unterschiedlichen Ansichten der Berliner und Ameri-
kanischen Schulen zusammenführen dütfte. NIRENBERG ging mit 
ihrem Vortrag auf die Bedeutung einzelner molekularbiologi-
scher Methoden (RAPD, RFLP, DNA-Sequenzierung) am Bei-
spiel der Liseo/a-Sektion und der Rassen von Fusarium ox_v-
sporum f. sp. vasinfectum ein. Außerdem betonte sie die Aussa-
gekraft anderer Analysen wie vegetative Kompatibilitätsgruppen 
(VCG), Isoenzyme und Sekundärmetabolite (Mykotoxine) und 
sprach sich damit ebenfalls für einen polyphasischen Ansatz in 
der Taxonomie von Fusariu111 (Pilzen) aus. 
Alle weiteren acht Kurzvorträge und 27 Poster bestätigten an-
hand der Anwendung einzelner Methoden die Aussagen der bei-
den eingeladenen Redner. Damit ist nun mit einer weltweit ein-
heitlichen Fusariwn-Systematik zu rechnen. Außerdem werden 
die heute und künftig zur Verfügung stehenden Methoden zu ei-
ner Neuordnung innerhalb der Gattung Fusarium und zu einer 
zwei- bis dreifachen Erhöhung der Fusarium-Artenzahl führen . 
Der überwiegende Teil der Vorträge und Poster befaßte sich 
mit dem Nachweis und Vorkommen von Mykotoxinen und ihrer 
toxikologischen Potenz. So zeigte MIROCHA (USA), daß Deoxy-
nivalenol (DON) innerhalb der Weizenähre nicht von Korn zu 
Korn transloziert wird und der Infektionsprozeß sowie die Sym-
ptomausbildung nicht unbedingt die Anwesenheit von DON er-
fordern. Im Gegensatz dazu berichtete EUDES (Kanada) von der 
Notwendigkeit der Trichothecenproduktion für die Pathogenese 
von Fusarien an Weizen. Bei der Mehrheit der Fusarien läuft die 
Biosynthese der Trichothecene nach dem gleichen Syntheseweg 
ab, es wurden bisher 9 Gene beschrieben, die an der Biosynthese 
beteiligt sind und in einem Gencluster liegen (ALEXANDER, 
USA). KAWAIK (Japan) wies die Bildung von Sambutoxin durch 
F san1buci11um nach, welches in Ratten den e- Transport von Cyt. 
b zu Cyt. cc1 in der Atmungskette hemmt. Der Einsatz von My-
cosept-Säulen für das clean-up von T1ichothecenen und 
Immunoaffinitäts-Säulen für die Anreicherung von Zearalenon 
aus unterschiedlichen Matrizes wurde von verschiedenen Auto-
ren dargestellt. Hervorgehoben wurden die große Zeitersparnis, 
die gute Handhabbarkeit sowie die erzielbaren hohen Wiederfin-
dungsraten. Im Nordiran kommt an Getreide Zearalenon (ZEA) 
sehr häufig gemeinsam mit Nivalenol (NIV) und Neosolaniol 
vor. Die mittlere Konzentration für ZEA lag bei 3,4 mg/kg 
(YAZDANPANAH, Iran). 1996 war ein starkes Auftreten von ZEA 
und B-Trichothecenen in Österreich und Polen zu verzeichnen 
(ELLEND; PERKOWSKI). 
Mehrere Poster befaßten sich mit der Bildung von Fumonisi-
nen in Mais, dem Einfluß von Umweltfaktoren und ackerbauli-
chen Maßnahmen. Das von Fumonisinen ausgehende Risiko-
potential stellte MARASAS (Südafrika) vor. Dieses Potential ist 
bezogen auf den Maiskonsum für Südafrika sehr hoch - proba-
ble daily intake (PDI) » tolerable daily intake (TDI), dahinge-
gen besteht für Europa diesbezüglich kaum eine Gefahr, da Mais 
nur zu einem geringen Anteil verzehrt wird. Beauvericin und 
Fusaproliferin sind ebenfalls stark toxische Mykotoxine, die 
auch von Fusarien an Mais gebildet werden und weltweit oft ge-
meinsam in Maisproben vorkommen (LOGRIECO, Italien). Vor-
kommen und Toxizität von DON und NIV wurden ausführlich 
von PETIERSSON (Schweden) und EHLING (England) behandelt. 
SZUETS (Ungarn) berichtete über den Nachweis von ZEA im Se-
rum und an Östrogenrezeptoren frühreifer Jugendlicher und dem 
Zusammenhang mit ZEA in Nahrungsmitteln. 
LEMMENS (Österreich) stellte Parameter vor, die geeignet sind, 
Rückschlüsse auf den DON-Gehalt in fusariumbefallenem Wei-
zen zu ziehen. Gute Korrelationen ergaben sich zwischen visuel-
ler Beurteilung von Krankheitssymptomen (area under disease 
progress curve) oder dem prozentualen Anteil geschädigter Kör-
ner und dem DON-Gehalt. Diese Parameter sollen als Instru-
mentarium für Züchter dienen. Die starke Variabilität von F cul-
morum und F graminearum an Roggen hinsichtlich Aggressi-
vität und Mykotoxinbildung ist auf genetische Variabilität 
zurückzuführen (MIEDANER, Deutschland). 
Aufgrund des Fehlens wirksamer Fungizide kommt der Züch-
tung fusariumresistenter Getreidesorten eine besondere Bedeu-
tung bei der Risikominimierung einer Mykotoxinintoxikation zu. 
MESTERHAZY (Ungarn) faßte den gegenwärtigen Stand der Züch-
tung zusammen und gab einen Ausblick auf die zu lösenden Pro-
bleme. Im Mittelpunkt mehrerer Arbeiten stand die Resistenz-
züchtung von Weizen gegen Erreger der Taubährigkeit, und es 
wurden beachtliche Erfolge vorgestellt. Ein großes Problem be-
steht in der Beteiligung multipler Gene an der Ausbildung der 
Resistenz (STRACK, USA; GUA-LIANG, China; Irru, Rumänien). 
Die chromosomale Verteilung der Resistenzgene in Weizen 
wurde von BüRSTMAYER (Österreich) vorgestellt. 
Kontrovers wurde das Auftreten von Ascosporen von Gibbe-
rellct zeae während der Saison diskutiert. Während ZINKERNAGEL 
(Deutschland) Ascosporen über die gesamte Saison nachweisen 
konnte ohne wesentliche Beeinflussung durch unterschiedliche 
Witterungsverhältnisse, berichtete MAULER-MACHNIK (Deutsch-
land), daß nur nach Regenperioden Ascosporen in ausreichender 
Menge entlassen werden und sich daraus eine gute Terminierung 
für die Fungizidapplikation ableiten läßt. Günstige Wetterbedin-
gungen zur Blüte mit ausreichend Feuchtigkeit sind Hauptvor-
aussetzungen für Fusariwn-Befall an Weizen, aber auch die Vor-
frucht hat einen großen Einfluß auf die Epidemiologie, wie Un-
tersuchungen in Bayern ergaben (ÜBST, Deutschland). Vor allem 
Mais fördert den Fusariwn-Befall in nachgebautem Weizen, 
während Gerste oder Weizen kaum einen Effekt zeigten. Durch 
eine entsprechende Bodenbearbeitung kann das Risiko aber we-
sentlich minimiert werden. Das bestätigen auch die Arbeiten von 
Dill-Macky, (USA). Der Einsatz von Fungiziden - vor allem von 
Azolderivaten - in Weizen kann den Fusarium-Befall deutlich 
vermindern und somit zu einer wesentlichen Reduktion des 
Mykotoxingehalts beitragen (MESTERHAZY, Ungarn; ELLNER, 
Deutschland). 
Fast alle Beiträge - sowohl Plenarvorträge, Kurzvorträge und 
Poster- sind in „Cereal Research Communications", 1997, 25(3) 
publiziert. 
Noch ein großes Kompliment an Herrn Dr. MESTERHAZY und 
seine Mitarbeiter für die hervor.ragende Organisation und Durch-
führung der Veranstaltung. 
Abschließend fand eine „round table discussion" statt, bei der 
die Themen Toxikologie und Taxonomie auf Initiative von W. F. 
0 . MARASAS und H. I. NIRENBERG gemeinsam unter ihrem Vor-
sitz behandelt wurden. MARASAS meinte, daß für DON, NIV und 
T-2 Toxin ein Schwellenwert von 1,0 mg/kg angestrebt wird, für 
Fumonisin von 0,4 mg/kg und daß die Bedeutung von Monili-
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formin noch weiterer Untersuchungen bedarf. Außerdem wurden 
und werden weitere Mykotoxine gefunden. NIRENBERG weist 
daraufhin, daß trotz der modernen Methoden noch taxonomische 
Probleme vorliegen, die es zu lösen gilt: Es gibt Pilzstämme, die 
sich morphologisch unterscheiden lassen, auch unterschiedliche 
phytopathologische Eigenschaften besitzen und unterschiedliche 
Sekundärmetabolitenprofile zeigen, deren DNA-Sequenzen je-
doch gleich sind; es gibt allerdings auch umgekehrte Fälle! 
Außerdem fehlt noch eine molekularbiologische Methode, mit 
der sich eindeutig Rassen feststellen lassen. 
Das nächste europäische Fusarium-Seminar soll in Berlin ent-
weder im Jahre 1999 oder 2000 stattfinden. H. I. NIRENBERG 
wurde mit der Ausrichtung des Treffens beauftragt. 
FRANK M. ELLNER und 
HELGARD I. NJRENBERG (Berlin-Dahlem) 
Erstes Gesetz zur Änderung des Pflanzen-
schutzgesetzes verabschiedet 
Mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzge-
setzes, das am 26. und 27. März 1998 vom Deutschen Bundes-
tag verabschiedet wurde, werden die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln und die dazu verabschiedeten zehn weiteren 
Änderungsrichtlinien in nationales Recht umgesetzt bzw. die 
Verordnungsermächtigungen hierzu geschaffen. Das Gesetz soll 
am 1. Juli 1998 in Kraft treten. 
Die neuen Vorschriften in diesem Gesetz sind so angelegt, daß 
sie zum einen, gestützt auf eine EU-weit harmonisierte - einzel-
staatliche - Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, ein langfristi-
ges Fundament für gleiche Wettbewerbsbedingungen bei der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln bilden, zum anderen aber 
auch der Verwirklichung eines allgemein hohen Schutzniveaus 
für Mensch, Tier und Naturhaushalt dienen. 
Folgende wesentliche Regelungselemente der Richtlinie 
91/414/EWG gehen in das Gesetz ein: 
- Die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels verbleibt wie bis-
her im Verantwortungsbereich der einzelnen Mitgliedstaaten. 
Sie kann grundsätzlich ausgesprochen werden, wenn der 
Wirkstoff oder die in dem Mittel vorhandenen Wirkstoffe in 
Anhang I der Richtlinie (Positivliste) enthalten sind, d. h. im 
Gemeinschaftsve1fahren geprüft und als akzeptabel eingestuft 
worden sind. 
- Bei der Bewertung und Zulassung der Pflanzenschutzmittel 
sind von den Mitgliedstaaten einheitliche Grundsätze anzu-
wenden; die Anforderungen an einen Antrag auf Zulassung 
hinsichtlich beizufügender Unterlagen für Wirkstoffe und Mit-
tel wurden vereinheitlicht. 
- Um den freien Warenverkehr zu erleichtern und Wettbewerbs-
unterschiede abzubauen, ist ein Verfahren der gegenseitigen 
Anerkennung von Zulassungen eingeführt worden. 
- Einführung der „Indikationszulassung". 
- Es sind Möglichkeiten zum Schließen von Lücken im Pflan-
zenschutz vorgesehen. 
Eine wesentliche Änderung für die Bundesrepublik Deutsch-
land ist die stärkere Regelung der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln mit der Zulassung (Indikationszulassung). Dieser 
Systemwechsel wurde u. a. erforderlich, weil Deutschland der 
einzige Staat in der EU war, der die Zulassung weitestgehend auf 
das Inverkehrbringen des Pflanzenschutzmittels ausgerichtet 
hatte. 
Darüber hinaus wird nationalem Änderungsbedarf Rechnung 
getragen, wie zum Beispiel 
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- Durchführung des Pflanzenschutzes nach guter fachlicher Pra-
xis. Die gute fachliche Praxis dient insbesondere der Gesund-
erhaltung und Qualitätssicherung von Pflanzen und Pflanzen-
erzeugnissen durch vorbeugende Maßnahmen, Verhütung der 
Einschleppung von Schadorganismen und der Abwehr von 
Schadorganismen. Das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (BML) wird die Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis näher beschreiben und im Bundesan-
zeiger bekanntgeben. 
- Einführung einer Definition für „Freilandflächen". 
- Listung von Stoffen, die im ökologischen Landbau verwendet 
werden dürfen. 
Einengung der Anwendungsmöglichkeiten selbsthergestellter 
und damit nicht zugelassener Pflanzenschutzmittel. 
Regelung für die Zulassung und Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln im Haus- und Kleingarten. 
- Anzeigepflicht für gewerbliche Berater im Pflanzenschutz. 
- Einführung einer Ermächtigung der Biologischen Bundesan-
stalt für Land- und Forstwirtschaft, Zulassungsinhaber zu ver-
pflichten, während der Dauer der Zulassung die Anwendung 
des Pflanzenschutzmittels zu beobachten und bestimmte Er-
kenntnisse mitzuteilen. 
Bußgeldbewehrung bei Verstößen im Bereich von im Ge-
brauch befindlichen Pflanzenschutzgeräten. 
- Registrierpflicht für Pflanzenstärkungsmittel und Zusatzstoffe 
vor dem Inverkehrbringen. 
Die nunmehr e1forderliche Anpassung des untergesetzlichen 
Regelwerkes ist in Vorbereitung. 
Quelle: BML-Wochenbericht 14/98 
Zur Krebs- und Nematodenresistenz der 
1998 zugelassenen Kartoffelsorten 
In der amtlichen Prüfung von Kartoffelneuzüchtungen auf Resi-
stenz gegenüber dem Kartoffelkrebserreger Synchytrium endo-
bioticum und den Kartoffelnematoden Globodera rostochiensis 
und Globodera pallida im Rahmen der Wertprüfung 1997 /98 
sind von der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forst-
wirtschaft für die vom Bundessortenamt neu zugelassenen Sor-
ten folgende Resistenzen ermittelt worden: 
Kartoffelsorte Resistenz gegen die Resistenz gegen die 
Artis 
Bolero 
Camilla 
Diana 
Flavia 
Flora 
Freya 
Kolibri 
Laura 
Luna 
Ricarda 
Sapolia 
Sempra 
Tessi 
Vitara 
Pathotypen (Rassen) des Pathotypen (Rassen) des 
Kartoffelkrebserregers Kartoffelnematoden 
Ro 1 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 2, Ro 3, 
Ro 4, Ro 5 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1 
Ro 1, Ro 4 
Ro 1, Ro 4 
Von den zugelassenen Sorten reagieren nur 3 Neuzulassungen 
mit Resistenz gegenüber dem Krebspathotyp 1. Gegenüber den 
neuen Krebspathotypen, die in Deutschland am häufigsten vor-
kommen, sind keine Resistenzen ermittelt worden. 
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Hervorzuheben ist die Nematodenresistenz bei allen Neuzu-
lassungen. In dem aktuellen Kartoffelsortiment 1998 der Bun-
desrepublik Deutschland (162 Sorten) sind 69,1 % der Sorten 
gegenüber dem Krebspathotyp 1 und nur 3, l % zusätzlich gegen-
über den neueren in der Bundesrepublik vorhandenen Krebspa-
thotypen (2, 6, 8 und 18) resistent. Bei 85,8 % aller Sorten des 
deutschen Kartoffelsortimentes ist eine Nematodenresistenz 
nachgewiesen worden, darunter sind 51,9 % der Sorten gegen-
über mehreren Pathotypen von G. rostochiensis (Ro 1, Ro 2, Ro 
3, Ro 4 und/oder Ro 5) resistent. 4,3 % der Sorten des aktuellen 
Kartoffelsortimentes zeigen Resistenzen gegenüber Pathotypen 
von G. rostochiensis und G. pallida ( Pa 2 und/oder Pa 3). 
H. STACHEWICZ (Kleinmachnow) 
und H. J. RuMPENHORST (Münster) 
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik der Biologischen Bundesanstalt für Land-
und Forstwirtschaft gibt bekannt: 
Erstellung und Bedeutung von BBA- und EPPO-Richtlinien für die Prüfung der Wirk-
samkeit und Kulturpflanzenverträglichkeit von Pflanzenschutzmitteln 
Pflanzenschutzmittel müssen wirksam und für Kulturpflanzen 
verträglich sein. Deshalb ist der Nachweis für die hinreichende 
Wirksamkeit dieser Mittel in der Bundesrepublik Deutschland 
und den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) 
nach der Richtlinie 91/414/EWG (1991) eine unerläßliche Vor-
aussetzung für deren Zulassung. Die Bewertung der Wirksamkeit 
und Kulturpflanzenverträglichkeit von Pflanzenschutzmitteln er-
folgt anhand von Ergebnissen aus Versuchen, die in der Regel 
nach Richtlinien durchgeführt wurden. Die Verwendung von 
Richtlinien dient der einheitlichen Anlage, Durchführung und 
Auswertung von Versuchen für diesen Prüfbereich und dadurch 
der Erarbeitung von vergleichbaren Versuchsdaten als wichtige 
Voraussetzung für deren Bewertung im Zulassungsverfahren so-
wie der Akzeptanz dieser Daten bei der gegenseitigen Anerken-
nung von Zulassungen in den Mitgliedstaaten der EU. 
Nachstehend werden die Erstellung und Bedeutung von Richt-
linien für die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln auf Wirksam-
keit und Kulturpflanzenverträglichkeit der Biologischen Bun-
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) und der Euro-
pean and Mediterranean Plant Protection Organization (EPPO) 
beschrieben. 
BBA-Richtlinien 
Mit Zunahme des chemischen Pflanzenschutzes wurde auch die 
Prüfung von Pflanzenschutzmitteln auf Wirksamkeit und Kul-
turpflanzenverträglichkeit intensiver. Deshalb erwies sich die Er-
stellung von amtlichen Richtlinien für eine objektive Prüfung in 
dem Prüfbereich und eine Vergleichbarkeit der Versuchsergeb-
nisse als notwendig. Aus diesem Grund publizierte die damalige 
Biologische Reichsanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BRA) 
in Berlin-Dahlem bereits in den zwanziger Jahren erstmalig der-
artige Prüfmethoden für die seinerzeit noch freiwillige amtliche 
Prüfung dieser Mittel. Während des freiwilligen Anerkennungs-
verfahrens für Pflanzenschutzmittel in Deutschland (1937 bis 
1968) wurden weitere Richtlinien für den Prüfbereich von der 
BRA bzw. BBA veröffentlicht. Die meisten dieser BBA-Richtli-
nien wurden jedoch in der Zeit vom Beginn des Zulassungsver-
fahrens für Pflanzenschutzmittel in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Jahre 1968 bis Mitte der achtziger Jahre erstellt. 
An der Erstellung und Überarbeitung dieser Richtlinien betei-
ligen sich kompetente Fachleute des Deutschen Pflanzenschutz-
dienstes und der BBA sowie seit Mitte der siebziger Jahre häufig 
auch der Herstellerfirmen von Pflanzenschutzmitteln. Die Aus-
wahl der an der Erstellung und Überarbeitung beteiligten Fach-
leute des Deutschen Pflanzenschutzdienstes trifft die BBA. Die 
mitwirkenden Fachleute der Firmen werden in Zusammenarbeit 
mit dem „Industrieverband Agrar e.V." (IVA), vormals „Indu-
strieverband Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel 
e. V." (IPS ), - einer Vereinigung der Pflanzenschutz- und Schäd-
lingsbekämpfungsmittel-Hersteller - von der BBA benannt. 
Die Erstellung von neuen Richtlinien e1folgt erfahrungsgemäß 
zügig. So vergeht vom Beginn der Erstellung bis zu ihrer Publi-
kation in der Regel ein Jahr. Nur wenige neue BEA-Richtlinien 
- sogenannte „Vorläufige Richtlinien" - sind nicht gedruckt wor-
den, weil zu wenig Erfahrungen mit der Prüfung von Pflanzen-
schutzmitteln in bestimmten Anwendungsgebieten vorliegen. 
Die BEA-Richtlinien werden dem Stand der wissenschaftli-
chen Erkenntnisse und neuen Anforderungen durch eine Überar-
beitung angepaßt, wenn dies erforderlich ist. 
Gesamtübersichten aller BEA-Richtlinien - einschließlich des 
Prüfbereiches „Wirksamkeit/Kulturpflanzenverträglichkeit" -
wurden von Schönyan und Lyre (1986) sowie dem Saphir Verlag 
(1991) veröffentlicht, der auch die meisten BEA-Richtlinien ver-
treibt. Seit Ende 1994 sind keine BEA-Richtlinien mehr publi-
ziert worden, weil sich das Schwergewicht der Erstellung von 
Richtlinien auf die der EPPO verlagert hat. 
Im folgenden sind die Reihen der Richtlinien für die Prüfung von 
Pflanzenschutzmitteln im Zulassungsverfahren zum Teil II, 
Wirksamkeit, aufgeführt: 
Reihe 1: Wirksamkeit - - Allgemeines ( l) 
Reihe 3: Planung, Durchführung und Auswertung von 
Versuchen mit Pflanzenschutzmitteln (5) 
Reihe 4 : Prüfung von Fungiziden (46) 
Reihe 5: Prüfung von Insektiziden (40) 
Reihe 6: Prüfung von Akariziden (7) 
Reihe 7: Prüfung von Nematiziden (10) 
Reihe 8: Prüfung von Molluskiziden (2) 
Reihe 9: Prüfung von Rodentiziden und Mitteln 
gegen den Maulwurf (6) 
Reihe 10: Prüfung von Vorratsschutzmitteln (6) 
Reihe 11: Prüfungen von Pflanzenschutzmitteln zur Wild- und 
Vogelabwehr (1) 
Reihe 12: Prüfung von Bakteriziden (1) 
Reihe 13: Prüfung von Herbiziden (31) 
Reihe 14: Prüfung von Wundbehandlungsmitteln (2) 
Reihe 15: Prüfung von Wachstumsreglern (2 1) 
Reihe 18: Prüfung von Pflanzenschutzmitteln für den Forst (12) 
Reihe 22: Prüfung von Pflanzenschutzmitteln für den Weinbau 
(22). 
In Klammern ist die jeweilige Anzahl der dazugehörigen Richt-
linien angegeben. Einige dieser Richtlinien liegen nur als Ent-
würfe vor. 
Diese Richtlinien sind in ihrer Gliederung und hinsichtlich der 
allgemeinen Angaben zu den Versuchsbedingungen, der Ver-
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suchsdurchführung, der Datenerhebung, der Versuchsauswer-
tung und der Berichterstattung einheitlich aufgebaut. Die Richt-
linien waren und sind noch Grundlage für Versuche mit Pflan-
zenschutzmitteln in dem Prüfbereich „Wirksamkeit und Kultur-
pflanzenverträglichkeit", und zwar für den Deutschen Pflanzen-
schutzdienst, die Herstellerfirmen von Pflanzenschutzmitteln 
und Auftragsinstitute. 
EPPO-Richtlinien 
Die EPPO in Paris ist eine 1951 gegründete internationale Pflan-
zenschutzorganisation mit zur Zeit 39 Mitgliedstaaten. Das Ein-
flußgebiet der EPPO-Mitgliedstaaten erstreckt sich von Norwe-
gen im Norden bis Jordanien im Süden sowie von Rußland im 
Osten bis Portugal im Westen. Dementsprechend groß sind auch 
die Unterschiede in bezug auf das Klima, den Pflanzenbau und 
den Pflanzenschutz. 
Die Hauptarbeitsgebiete der EPPO betreffen die Verhütung 
des Auftretens von Schadorganismen und deren Bekämpfung. 
Um die Anlage, Durchführung und Auswertung von Versuchen 
mit Pflanzenschutzmitteln auf Wirksamkeit und Kulturpflanzen-
verträglichkeit in den Mitgliedstaaten zu vereinheitlichen, be-
gann die EPPO 1971 in der „Working Party on Pesticides for 
Plant Protection" mit der Erstellung von Richtlinien. Die ersten 
15 EPPO-Richtlinien für die Prüfung von Fungiziden, Insektizi-
den und Akariziden wurden 1978 publiziert. Seinerzeit hatten 
viele Mitgliedstaaten noch keine Richtlinien für diesen Prüfbe-
reich. Die ersten fünf Richtlinien für Herbizide veröffentlichte 
die EPPO 1983, und die ersten vier Richtlinien für Wachstums-
regler folgten 1990. 
Die EPPO-Richtlinien geben einen generellen Rahmen hin-
sichtlich der Mindestanforderungen für die Prüfung in den Mit-
gliedstaaten vor. Diese Staaten können jedoch ihren Anforderun-
gen entsprechend durchaus zusätzliche Empfehlungen für die 
Durchführung von Versuchen geben. Der EPPO-Richtlinie Nr. 
181 (1996) zufolge sind derartige Empfehlungen möglich. Aus-
führliche Hinweise auf Beachtung der „Good Experimental 
Practice" (GEP) in dieser Richtlinie dienen der Erarbeitung von 
aussagekräftigen Versuchsergebnissen. 
Die Erstellung von EPPO-Richtlinien erfolgt zur Zeit wie 
nachstehend beschrieben: 
Falls die Notwendigkeit für die Erstellung einer Richtlinie be-
steht, reicht ein Mitgliedstaat seine nationale Richtlinie ein oder 
erarbeitet eine Richtlinie für die EPPO. Liegen mehrere Richtli-
nien aus verschiedenen Staaten vor, macht die EPPO selbst dar-
aus einen Entwmf oder bittet einen kompetenten Wissenschaft-
ler eines Mitgliedstaates ihrer Wahl darum. Richtlinien-Entwürfe 
werden je nach Wirkungsbereich der Pflanzenschutzmittel in ei-
nem der folgenden speziellen EPPO-Panel diskutiert: 
- Panel for the Efficacy Evaluation ofFungicides and Insectici-
des, 
- Panel for the Efficacy Evaluation of Herbicides and Growth 
Regulators, 
- Panel on Rodent Control. 
Das zuerst genannte Panel ist das größte mit jeweils einem Wis-
senschaftler aus 11 Mitgliedstaaten der EPPO, die alle auch zur 
EU gehören. Außerdem sind in dem Panel zwei Wirksamkeits-
spezialisten der European Crop Protection Association (ECPA), 
europäischer Verband der Pflanzenschutzindustrie, vertreten. 
Dieses Panel tagt einmal pro Jahr. 
Im Panel für Herbizide und Wachstumsregler ist jeweils ein 
Wissenschaftler aus sieben Mitgliedstaaten der EPPO, ebenfalls 
alles Mitgliedstaaten der EU, und einem Wirksamkeitsspeziali-
sten der ECPA vertreten. Dieses Panel tagt je nach Bedarf, in der 
Regel alle zwei Jahre einmal. 
Das Panel „Rodent Control" besteht aus jeweils einem Wis-
senschaftler aus nur vier Mitgliedstaaten der EPPO, davon sind 
drei Mitgliedstaaten der EU sowie Ungarn. Die ECPA ist auch in 
dem Panel mit einem Wissenschaftler vertreten. Dieses Panel 
tagt nach Bedarf. 
In den Panels werden auch übergeordnete allgemeine Richtli-
nien (z. B. für die „Durchführung und Berichterstattung von 
Wirksamkeitsversuchen") diskutiert. In den Tagungen der Panels 
wird außerdem festgelegt, welche neuen Richtlinien zu erstellen 
und häufig auch, welche zu überarbeiten sind. Für die Erstellung 
von neuen übergeordneten Richtlinien gibt es die Möglichkeit, 
weitere Panels zu gründen, wie es kürzlich mit der Gründung des 
Panel on Resistance geschehen ist. 
Wenn die Besprechungen in den Panels über einen Richt-
linienentwurf abgeschlossen sind, wird er der „Working Party on 
Plant Protection Products" der EPPO zur Stellungnahme vorge-
legt. Die Working Party ist den Panels übergeordnet; sie be-
stimmt im wesentlichen die Tätigkeiten der Panels. Im Gegen-
satz zu den Panels hat die Working Party Mitgliedstaaten als Mit-
glieder und nicht individuelle Repräsentanten. Es können zwar 
alle Mitgliedstaaten an den Tagungen der Working Party teilneh-
men, in der Regel sind es jedoch 15 bis 18 Staaten, die meist mit 
jeweils einem Wissenschaftler vertreten sind. Auch die ECPA 
nimmt mit einem Wissenschaftler daran teil. Die Working Party 
tagt einmal pro Jahr. 
In allen drei Panels und der Working Party ist die BBA mit je-
weils einem Wissenschaftler vertreten. Außerdem nimmt an den 
Tagungen der Working Party häufig ein Delegierter aus dem Re-
ferat „Pflanzenschutz" des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (BML) teil. Die Panel-Mitglieder 
und die Mitarbeiter der Working Party sind erfahrene Wissen-
schaftler, die meist für die Bewertung von Daten in dem Prüfbe-
reich „Wirksamkeit und Kulturpflanzenverträglichkeit" verant-
wortlich und überwiegend in zuständigen Behörden tätig sind. 
Falls die „Working Party" und/oder Mitgliedstaaten wesentli-
che Änderungsvorschläge zu dem Richtlinienentwurf haben soll-
ten, wird er dem jeweiligen Panel erneut vorgelegt. Wenn die 
Working Party den Richtlinienentwurf akzeptiert, wird er an alle 
Mitgliedstaaten der EPPO gesandt. Falls auch diese Staaten 
keine oder nur unwesentliche Änderungsvorschläge machen, 
wird der Entwmf dem Exekutiv-Ausschuß (Executive Commit-
tee) der EPPO und anschließend dem Rat (Council) als höchstem 
Gremium der EPPO zur Genehmigung vorgelegt. Der Exekutiv-
Ausschuß besteht aus dessen Präsidenten, seinem Vertreter und 
Delegierten aus sieben Mitgliedstaaten (zur Zeit ohne Bundesre-
publik Deutschland), der Rat aus Delegierten aller Mitgliedstaa-
ten. Der Exekutiv-Ausschuß tagt zweimal und der Rat einmal pro 
Jahr. Bei Zustimmung (Regelfall) erfolgt die Veröffentlichung 
der Richtlinie durch die EPPO. Die Erstellung einer neuen 
EPPO-Richtlinie bis zu ihrer Publikation dauert ca. drei Jahre! 
Die Überarbeitung von EPPO-Richtlinien, die im allgemeinen 
nach 7 bis 10 Jahren erfolgt, verläuft nach dem gleichen Ablauf-
schema, sie geht erfahrungsgemäß jedoch etwas schneller. So 
wurden zum Beispiel die ersten 15 EPPO-Richtlinien bereits 
überarbeitet und erneut publiziert, wobei die Anregungen zur 
Überarbeitung von den Mitgliedstaaten der EPPO kommen. 
Die Geschäftssprachen der EPPO sind Englisch und Franzö-
sisch. Deshalb werden die EPPO-Richtlinien nur in diesen bei-
den Sprachen publiziert. In Deutsch liegen diese Richtlinien also 
nicht vor. 
In der folgenden Übersicht ist angegeben, für welche Wirkungs-
bereiche von Pflanzenschutzmitteln und wie viele EPPO-Richt-
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linien - einschließlich der überarbeiteten - bisher veröffentlicht 
wurden: 
- Anlage und Auswertung von Wirksamkeitsversuchen: 
- Durchführung und Berichterstattung von Wirksamkeitsversu-
chen: l 
Bewertung von Pflanzenschäden: l 
- Fungizide: 52 
- Bakterizide: l 
- Insektizide: 63 
- Akaiizide: 6 
- Nematizide: 4 
- Molluskizide: 2 
Rodentizide: 8 
Vorratsschutzmittel: 7 
- Herbizide: 31 
- Wundbehandlungsmittel: 1 
- Wachstumsregler: 22 
Die EPPO vertreibt ihre Richtlinien selbst. 
Die Richtlinien wurden anfangs als spezielle EPPO-Serien 
und werden jetzt im EPPO-Bulletin veröffentlicht. Außerdem er-
folgt ihre Veröffentlichung in vier Bänden: 
Band 1: Allgemeine Richtlinien, Richtlinien für Molluskizide, 
Nematizide und Rodentizide sowie für Auswirkungen 
auf Nichtzielorganismen. 
Band 2: Richtlinien für Fungizide und Bakterizide. 
Dieser Band ist bereits erschienen (Preis: 500,- FF). 
Band 3: Richtlinien für Insektizide und Akarizide. 
Dieser Band ist ebenfalls erschienen (Preis: 500,- FF). 
Band 4: Richtlinien für Herbizide und Wachstumsregler. 
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Die Bände l und 4 werden demnächst publiziert (Gesamtpreis 
für die vier Bände: 1.500,- FF). Einige Richtlinien sind außer-
dem über E-Mail (eppo_docs@eppo.fr) erreichbar. 
Vergleich zwischen BBA- und EPPO-Richtlinien 
Viele EPPO-Richtlinien basieren auf den betreffenden BBA-
Richtlinien. Das gilt insbesondere für die Richtlinien zur Prüfung 
von Wachstumsreglern und Herbiziden. Auch viele EPPO-Richt-
linien für die Prüfung von Fungiziden und von Mitteln gegen tie-
rische Schadorganismen weichen hinsichtlich der Prüfungsan-
forderungen nicht wesentlich von BBA-Richtlinien ab. Aller-
dings gibt es bei einigen Richtlinien wesentliche Abweichungen 
von BBA-Richtlinien, z.B. in bezug auf die Parzellengröße so-
wie die Art und den Umfang der Datenerhebungen. 
Die BBA- und EPPO-Richtlinien sind auch in ihrer Gliede-
rung und ihren Standardtexten zu den Gliederungspunkten häu-
fig vergleichbar. Das ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
viele EPPO-Richtlinien auf BBA-Richtlinien basieren und 
neuere BEA-Richtlinien denen der EPPO angeglichen sind. 
In den meisten BBA- und EPPO-Richtlinien ist die Prüfung 
von Pflanzenschutzmitteln auf Wirksamkeit und Kulturpflanzen-
verträglichkeit nur gegen einen Schadorganismus vorgesehen. Es 
gibt jedoch einige BBA- und EPPO-Richtlinien, bei denen 
Schadorganismen und die dazugehörigen Kulturpflanzen zu re-
präsentativen Gruppen zusammengefaßt sind, um den Prüfungs-
umfang durch Übertragung der Ergebnisse von einer Kultur auf 
eine oder mehrere andere Kulturen mit den betreffenden Schad-
organismen zu reduzieren (z. B. Falsche Mehltaupilze in 
C Bacara ® Y FEN11(AN® L 
<i!!, RHÖNE-POULENC 
Rhone-Poulenc Agro Deutschland 
Emil-Hoffmann-Straße 1A 50996 Köln Telefon: 02236 / 3995-0 Telefax: 02236 / 3995-50 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 50. 1998 
160 Mitteilungen 
Gemüse). Derartige Gruppenprüfungen werden in Zukunft 
auch im Hinblick auf die Schließung von Lückenindikationen 
(minor uses) - an Bedeutung gewinnen. 
Ein wichtiger Unterschied zu BEA-Richtlinien besteht darin, 
daß mehrere Alternativverfahren für die Art der Datenerhebun-
gen in einigen EPPO-Richtlinien angegeben sind, die den unter-
schiedlichen pflanzenschutzlichen, pflanzenbaulichen und/oder 
klimatischen Gegebenheiten der Mitgliedstaaten Rechnung tra-
gen. 
Ein weiterer wesentlicher Unterschied zu BEA-Richtlinien ist, 
daß die EPPO - wie viele an1ere internationale Organisationen 
auch- die Verwendung ihrer Richtlinien den Mitgliedstaaten nur 
empfehlen kann. Demzufolge fehlen den EPPO-Richtlinien oft 
die zum Teil strikten Hinweise in den BEA-Richtlinien auf die 
Erfüllung von Prüfungsanforderungen durch die Versuchsanstel-
ler. Die weitestgehende Empfehlung in EPPO-Richtlinien hier-
für ist „should" und die schwächste „may"; letztere kommt einer 
,,Kann-Bestimmung" gleich. Dagegen ist ein Imperativ in EPPO-
Richtlinien (z. B. ,,count diseased plants") nicht generell üblich. 
Die EU verlangt überwiegend in ihren Dokumenten die Ver-
wendung von international anerkannten Richtlinien und Metho-
den für die Durchführung von Untersuchungen in allen Prüfbe-
reichen für die Aufnahme von Wirkstoffen in Anhang I der Richt-
linie 9 l/414/EWG und bei der Prüfung von Pflanzenschutzmit-
teln im Zulassungsverfahren. Im Anhang III unter Punkt 6.2. der 
Richtlinie 93/71/EWG (1993), die auf der Richtlinie 
91/4 14/EWG basiert, heißt es bezüglich der Durchführung von 
Wirksamkeitsversuchen mit Pflanzenschutzmitteln nach „Ver-
suchsrichtlinien": ,,Die Versuche sind nach den einschlägigen 
EPPO-Richtlinien oder - wenn ein Mitgliedstaat dies verlangt 
und der Versuch auf seinem Gebiet stattfindet - nach Richtlinien 
durchzuführen, die mindestens den Anforderungen der entspre-
chenden EPPO-Richtlinien genügen." 
Weiterhin ist in der Richtlinie 93/71/EWG im Anhang I unter 
Punkt 1.4. aufgeführt: ,,Etwaige Abweichungen von diesen 
Richtlinien sind ausführlich zu beschreiben und so zu begründen, 
daß sie für die zuständige Behörde annehmbar sind." 
Um die Richtlinie 91/414/EWG in nationales Recht umzuset-
zen, wird das Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 no-
velliert. Weder im gültigen Pflanzenschutzgesetz und der Pflan-
zenschutzmittelverordnung vom 28. Juli 1987 noch in der sich in 
Überarbeitung befindlichen Fassung dieses Gesetzes und dieser 
Verordnung wird verlangt, daß Versuche mit Pflanzenschutzmit-
teln auf Wirksamkeit und Kulturpflanzenverträglichkeit nach 
BEA-Richtlinien durchzuführen sind. Das bedeutet, daß nach In-
krafttreten des novellierten Pflanzenschutzgesetzes wegen der 
zitierten Bestimmung in der Richtlinie 93/71/EWG vorrangig 
EPPO-Richtlinien für derartige Versuche in der Bundesrepublik 
Deutschland zu verwenden sind. 
Die Benutzung der EPPO-Richtlinien ist künftig u. a. auch 
deshalb wichtig, weil nach diesen Richtlinien erarbeitete aussa-
gekräftige Versuchsergebnisse über die Wirksamkeit und Kultur-
pflanzenverträglichkeit von Pflanzenschutzmitteln nicht nur in 
einem EU-Mitgliedstaat, sondern auch in anderen EU-Mitglied-
staaten im Rahmen der gegenseitigen Anerkennung von Zulas-
sungen nach Artikel 10 der Richtlinie 9 l/414/EWG verwendet 
werden können. 
Zwecks Ermittlung und Auslegung von relevanten Abwei-
chungen der EPPO- von BEA-Richtlinien wurde auf der Sitzung 
vom „Technischen Ausschuß" bei der BBA in Braunschweig am 
4. Februar 1998 festgelegt, Arbeitsgruppen bestehend aus Wis-
senschaftlern der BBA, des Deutschen Pflanzenschutzdienstes 
und des IVA zu gründen, die in Kürze ihre Tätigkeit beginnen 
werden. Im „Technischen Ausschuß" sind die BBA, das Bun-
desinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Vete-
rinärmedizin (BgVV), das Umweltbundesamt (UBA), der Deut-
sche Pflanzenschutzdienst und der IVA vertreten. Dieser Aus-
schuß dient als eine gemeinsame Gesprächsbasis für das Verwal-
tungsverfahren bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln. 
Die Federführung in den Arbeitsgruppen hat die BBA. Das Ziel 
der Aktivitäten dieser Arbeitsgruppen ist es, den Versuchsanstel-
lern eindeutige Auslegungen und - falls erforderlich- nähere Er-
läuterungen der EPPO-Richtlinien zu geben, um wie bisher eine 
einheitliche Anlage und Durchführung von Versuchen zur Wirk-
samkeit und Kulturpflanzenverträglichkeit mit Pflanzenschutz-
mitteln im Bundesgebiet zu gewährleisten. Dabei werden die An-
gaben in den BEA-Richtlinien berücksichtigt. 
Neue Richtlinien wird die BBA nicht mehr erstellen, ebenso 
werden keine Überarbeitungen von bestehenden Richtlinien 
mehr vorgenommen. Falls jedoch für neue Anwendungsgebiete 
ein dringender Bedarf an neuen Richtlinien bestehen sollte, kann 
die BBA auch künftig in der beschriebenen und bewährten Weise 
,,Vorläufige Richtlinien" erarbeiten, die aber nicht gedruckt wer-
den. Wegen der relativ langen Erstellungsdauer von EPPO-
Richtlinien ist diese Vorgehensweise zweckmäßig. Auch diese 
,,Vorläufigen BEA-Richtlinien" können der EPPO falls er-
wünscht - zur Verfügung gestellt werden. 
Abschließend ist bezüglich der Art und des Umfanges der Be-
richterstattung von Versuchsergebnissen über die Wirksamkeit 
und Kulturpflanzenverträglichkeit von Pflanzenschutzmitteln 
anzumerken, daß sowohl von der EPPO in deren Richtlinie Nr. 
181 als auch von der EU in ihrem Dokument 7600/VI/95 Vorga-
ben hierzu gemacht werden. Diese Vorgaben betreffen den Ein-
zelversuch und die Versuchsserie für ein Anwendungsgebiet. 
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